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Gemeinde Großrosseln

Niederschrift

10. Sitzung des Gemeinderates

Sitzungstermin: Donnerstag, 10.12.2020

Sitzungsbeginn: 18:00 Uhr

Sitzungsende: 19:30 Uhr

Ort, Raum: Rosseltalhalle, Emmersweilerstraße 7, 66352 Großrosseln

Anwesend

Vorsitz

Bürgermeister
Jochum, Dominik

Mitglieder

CDU
Becker, Philipp

Busch-Kammer, Saskia

Busse-Braun, Daniela seit 18.17 Uhr

Feld, Markus

Fretter, Petra

Hektor, Ralf

Krewer, Michael

Schuler, Laura

Schuler, Manfred

Speicher, Tobias

Walle, Anke

Wollscheid, Günter

SPD
Deetz, Karsten

Franzen, Hans-Werner

Frey, Christian

Herth, Norbert
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Kiefer, Jens

Kuhn, Christian

Müller, Herbert

Orth, Adrian

Schuler, Wolfgang

Willems, Brian

Freie Rossler
Engel, Peter

Pfortner, Stephan

Verwaltung

Mitarbeiter/in
Albert, Daniel

Gianonatti, Michaela

Gillet, Kerstin

Kinsinger, Annika

Meumann, Daniel

Rupp, Eduard

Sonstige Teilnehmer

Beauftragter für Menschen mit Behinderung
Prior, Uwe

Abwesend

Mitglieder

SPD
Einsweiler, Anja entschuldigt

Steuer, Jörg entschuldigt

Freie Rossler
Waszut, Harald entschuldigt

Sonstige Anwesende:
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Tagesordnung

Öffentlicher Teil

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der Tagesordnung
 ungeändert 

beschlossen
2. Annahme der Niederschrift der Sitzung vom 10.09.2020

 ungeändert 
beschlossen

3. Benennung eines stv. Fraktionsvorsitzenden
 

2019-2024/231
zur Kenntnis 
genommen

4. Wahl einer Schiedsperson und einer stellvertretenden 
Schiedsperson
 

2019-2024/246
zur Kenntnis 
genommen

5. Aufwandsentschädigung Schiedsperson
 

2019-2024/247
ungeändert 

beschlossen
6. Antrag der CDU-Fraktion betreffend Corona-Hilfe der Gemeinde 

Großrosseln für unsere Vereine und Institutionen
 

2019-2024/252
ungeändert 

beschlossen

7. Prüfung Jahresabschluss 2020 – Kernhaushalt
 

2019-2024/239
ungeändert 

beschlossen
8. Prüfung Jahresabschluss 2020 der Sonderrechnung Abwasser

 
2019-2024/238

ungeändert 
beschlossen

9. Anhörung wegen der beabsichtigten Ersetzung des 
gemeindlichen Einvernehmens (§ 72 LBO)
 

2019-2024/253
ungeändert 

beschlossen

10. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Pferde- und Ziegenalm 
Naßweiler
 

2019-2024/232
ungeändert 

beschlossen

11. Kanalerneuerung „Am Kirchberg / Nassaustraße / Im Jungholz“ 
in Großrosseln – Naßweiler; Zuschlagserteilung für den III. BA, 
3. Teilabschnitt
 

2019-2024/227
ungeändert 

beschlossen

12. Kanalsanierung/ -erneuerung „Stichkanal Zum Waldsee 
zwischen Hausnummer 26 und 30 im Gemeindebezirk 
Emmersweiler
 

2019-2024/240
ungeändert 

beschlossen

13. Aufstellungsbeschluss Vorhabenbezogener Bebauungsplan 
"Erweiterung Haus im Warndt"
 

2019-2024/233
ungeändert 

beschlossen
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14. Billigung, öffentliche Auslegung und parallele Beteiligung zum 
Vorhabenbezogenen Bebauungsplan "Erweiterung Haus im 
Warndt"
 

2019-2024/234
ungeändert 

beschlossen

15. Finanzierung Bertha-Bruch-Tierheim
 

2019-2024/236
ungeändert 

beschlossen
16. Satzungsänderung des Zweckverbandes eGo-Saar

 
2019-2024/251

ungeändert 
beschlossen

17. Neufassung der Verbandssatzung für den 
Wasserzweckverband Warndt
 

2019-2024/248
ungeändert 

beschlossen

18. Sitzung der Verbandsversammlung des 
Wasserzweckverbandes Warndt
 

2019-2024/244
ungeändert 

beschlossen

19. Kein Kind ohne Geschenk an Weihnachten 2020
 

2019-2024/249
ungeändert 

beschlossen
20. Mitteilungen und Anfragen

 

20.1. Information Hochwasserkomponente
 

20.2. Buslinie MS 1
 

20.3. Verkehrsabsperrung "Im Jungholz"
 

20.4. Anfrage Jahresbericht des Behindertenbeauftragten
 

Nichtöffentlicher Teil

21. Annahme der Niederschrift der Sitzung vom 10.09.2020 - 
Nichtöffentlicher Teil
 

ungeändert 
beschlossen

22. Vergabe eines Jahresvertrages im Sachbereich Tief- und 
Straßenbau für die Jahre 2021 und 2022
 

2019-2024/237
ungeändert 

beschlossen

23. Sitzung der Gesellschaft kommunale Beschäftigung am 
11.12.2020
 

2019-2024/230
ungeändert 

beschlossen

24. Sitzung der Verbandsversammlung des 
Wasserzweckverbandes Warndt
 

2019-2024/245
ungeändert 

beschlossen
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25. Mitteilungen und Anfragen
 

25.1. Anschreiben Zeugen Jehovas
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Protokoll

Öffentlicher Teil

1. Eröffnung der Sitzung und Feststellung der 
Tagesordnung ungeändert 

beschlossen

Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung, stellt die ordnungsgemäße Einladung und die Be-
schlussfähigkeit des Gremiums fest. Die Tagesordnung wird einstimmig festgestellt.

2. Annahme der Niederschrift der Sitzung vom 10.09.2020
ungeändert 

beschlossen

Die Niederschrift steht den Mitgliedern des des Gemeinderates der Gemeinde Großrosseln 
zur Verfügung.

Es werden keine Einwände erhoben.

Beschluss:

Der öffentliche Teil der Niederschrift vom 10.09.2020 wird in der vorgelegten Form und   
Fassung angenommen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

23 0 0

3. Benennung eines stv. Fraktionsvorsitzenden 2019-2024/231
zur Kenntnis 
genommen

Gemäß § 30 Abs. 5 KSVG können die politischen Gruppierungen im Gemeinderat Fraktio-
nen bilden. Eine Fraktion muss aus mindestens zwei Mitgliedern bestehen. Die Fraktionen 
sollen ihre Vorsitzende/ihren Vorsitzenden und Stellvertreterinnen/Stellvertreter benennen.
In der konstituierenden Gemeinderatsitzung am 03.07.2019 wurde von der AfD-Fraktion  
Peter Engel als Fraktionsvorsitzender und Harald Waszut als Stellvertreter benannt.
Mit Schreiben vom 30.07.2020, hier eingegangen am 03.08.2020 haben die vorgenannten 
Mitglieder ihren Austritt aus der Partei AfD erklärt und sich zu einer Fraktion ohne Partei-an-
schluss zusammengeschlossen. Der Name der Fraktion lautet „Freie Rossler“.
Auch das Ratsmitglied Stephan Pfortner hat mit Schreiben vom 28.10.2020, hier ein-gegan-
gen am 29.10.2020 seinen Austritt aus der Partei „Die Linke“ erklärt. Mit Schreiben vom 
05.11.2020 teilte Herr Pfortner mit, dass der sich der Fraktion „Freie Rossler“ angeschlossen 
hat.
In der Gemeinderatsitzung vom 05.11.2020 wurde von der Freie Rossler-Fraktion Peter   
Engel als Fraktionsvorsitzender benannt. Ein Stellverterter wurde in dieser Sitzung nicht be-
nannt. Der TOP sollte in der Gemeinderatsitzung am 10.12.2020 erneut auf die Tages-ord-
nung gesetzt werden. Die Freie Rossler-Fraktion muss einen stellvertretenden Fraktionsvor-
sitzenden benennen.
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Das Mitglied Peter Engel teilt mit, dass Herr Stephan Pfortner als Fraktionssprecher benannt 
und er selbst der Stellvertretende Fraktionssprecher sein wird. 

4. Wahl einer Schiedsperson und einer stellvertretenden 
Schiedsperson

2019-2024/246
zur Kenntnis 
genommen

Die Saarländische Schiedsordnung hält nach wie vor an den bewährten Regeln fest, dass 
zur Schlichtung streitiger Rechtsangelegenheiten für jede Gemeinde eine Schiedsperson 
und eine stellvertretende Schiedsperson zu bestellen ist. Größere Gemeinden können in 
mehrere Schiedsbezirke aufgeteilt werden. Zuständig für die Abgrenzung der Bezirke ist der 
Gemeinderat. In der Gemeinderatsitzung vom 12.12.2005 hat der Rat beschlossen, dass mit 
Wirkung vom 01.01.2006 für das Gebiet der Gemeinde Großrosseln ein Schiedsbezirk 
gebildet wird.
 
Der amtierende Schiedsmann Hans Ludwig Karrenbauer hat sein Amt zum 31.12.2020 
niedergelegt.
 
Zur Schiedsperson kann nur berufen werden, wer nach seiner Persönlichkeit und seinen 
Fähigkeiten für das Amt geeignet ist. Die Schiedspersonen werden nach § 7 SSchO 
ehrenamtlich tätig und sind insoweit Träger eines öffentlichen Amtes. Sie sind nicht 
Amtsträger der Gemeinden und erlangen auch keine Doppelstellung als Landes- und 
Gemeindeamtsträger, sondern üben ein Amt der Rechtspflege aus.
 
Das Schiedsamt kann nicht bekleiden (§ 2 Abs. 2 SSchO), wer infolge Richterspruchs die 
Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt oder wer wegen geistiger 
Gebrechen zu dem Amt nicht geeignet ist. Es soll dagegen nicht in das Amt berufen werden 
(§ 2 Abs. 3 SSchO), wer das 25. Lebensjahr nicht vollendet hat, wer nicht in dem 
Schiedsbezirk wohnt oder wer durch gerichtliche Anordnungen in der Verfügung über sein 
Vermögen beschränkt ist, wie beispielsweise der Schuldner während eines 
Insolvenzverfahrens.
 
Die Wahl der Schiedspersonen erfolgt durch den Gemeinderat. Die Gemeinde hat in der KW 
42 - 46 im Amtsblatt bekannt gegeben, dass sich interessierte Personen zur Wahl stellen 
können.
 
Es sind folgende Bewerbungen eingegangen:
 

-          Norbert Wagner, Im Großen Feld 9, 66352 Großrosseln
-          Milena Puka, Nassaustraße 24, 66352 Großrosseln
 

Damit die Personen sich kurz vorstellen können, hat die Gemeindeverwaltung beide 
Bewerber zur Hauptausschusssitzung am 01.12.2020 eingeladen. Die Wahl der 
Schiedsperson und der stellvertretenden Schiedsperson wird in der Gemeinderatsitzung am 
10.12.2020 durchgeführt.
 
Die zu Schiedspersonen gewählten bedürfen der Bestätigung durch den Direktor 
(Präsidenten) des Amtsgerichts. Sie werden außerdem durch das Amtsgericht auf die 
Erfüllung ihrer Obliegenheiten eidlich verpflichtet.
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Wahlgang 1: Wahl einer Schiedsperson

Zu Wahlhelfern für die gemäß Tagesordnung vorgesehenen Wahlen werden bestimmt:

Saskia Busch-Kammer
Brian Willems
Stephan Pfortner

Es wird nunmehr mittels Stimmzettel gewählt; nach Aufruf geben die Mitglieder ihre Stimmen
ab.

Die Auszählung der Stimmen erfolgte durch die Wahlhelfer 

Das Ergebnis der Wahl ist wie folgt:
abgegebene Stimmen: 23
ungültige Stimmen: 1
gültige Stimmen: 22

Von den gültigen Stimmen entfallen auf den Vorschlag
Norbert Wagner 12 Stimmen
Milena Puka 10 Stimmen

Damit ist Norbert Wagner zum Schiedsperson gewählt.
Auf Befragen erklärt er, dass er die Wahl annimmt.

Frau Daniela Busse-Braun (CDU) betritt nach dem 1. Wahlgang die Sitzung. (18.17 Uhr)

Wahlgang 2: Wahl einer stellvertretenden Schiedsperson

Als Wahlhelfer agieren erneut Brian Willems, Saskia Busch-Kammer und Stephan Pfortner.

Es wird nunmehr mittels Stimmzettel gewählt; nach Aufruf geben die Mitglieder ihre Stimmen
ab.

Die Auszählung der Stimmen erfolgte durch die Wahlhelfer 

Das Ergebnis der Wahl ist wie folgt:
abgegebene Stimmen: 24
ungültige Stimmen: keine
gültige Stimmen: 24

Von den gültigen Stimmen entfallen auf Milena Puka

23 Ja- Stimmen
1 Nein-Stimme

Damit ist Frau Milena Puka zur stellvertretenden Schiedsperson gewählt.



10. Sitzung des Gemeinderates vom 10.12.2020 Seite: 9/29

5. Aufwandsentschädigung Schiedsperson 2019-2024/247
ungeändert 

beschlossen

Grundsätzlich üben die Schiedspersonen ihr Amt ehrenamtlich aus. Eine Verpflichtung zur 
Auszahlung einer Zulage besteht demnach nicht.

In der Vergangenheit wurde beschlossen, dass den Schiedspersonen eine Aufwands-
entschädigung von 460,00 € pro Jahr ausgezahlt wird.

Da die Bereitschaft zur Übernahme eines solch wichtigen Amtes immer geringer wird, 
schlägt die Verwaltung vor, die Aufwandsentschädigung auch weiterhin an die 
Schiedsperson auszuzahlen. Außerdem wird vorgeschlagen den Betrag auf 600,00 € zu 
erhöhen.

Beschluss:

Der Schiedsperson wird eine Aufwandsentschädigung von 600,00 € pro Jahr gezahlt.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

6. Antrag der CDU-Fraktion betreffend Corona-Hilfe der 
Gemeinde Großrosseln für unsere Vereine und 
Institutionen

2019-2024/252
ungeändert 

beschlossen

In seiner Sitzung vom 01.12.2020 hat die CDU-Fraktion im Haupt-, Finanz- und Personal-
ausschuss gemäß der beigefügten Anlage Corona-Hilfe für Vereine und Institutionen be-an-
tragt. Der Antrag ist als Anlage beigefügt.

Das Mitglied Michael Krewer (CDU) verliest den Mitgliedern erneut den Antrag. 

Das Mitglied Christian Frey (SPD) fragt an, ob man sich nach Eingang der Anträge inter-frak-
tionell zusammensetzen und zusammen darüber entscheiden könne.

Das Mitglied Michael Krewer (CDU) bejaht dies.

Beschluss:

Der Gemeinderat wird für das Haushaltsjahr 2021 einmalig 15.000 Euro einstellen, um das 
Vereinswesen sowie die Institutionen in Großrosseln zu unterstützen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0
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7. Prüfung Jahresabschluss 2020 – Kernhaushalt 2019-2024/239
ungeändert 

beschlossen

Der Jahresabschluss der Gemeinde Großrosseln kann gemäß § 124 Absatz 2 KSVG i.V.m. 
§ 101 Absatz 1 KSVG jährlich geprüft werden. Der Abschlussprüfer wird vom Gemeinderat 
bestellt.
Es wird seitens der Verwaltung vorgeschlagen, die Firma W+ST Publica Revisionsgesell-
schaft mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken, mit der Prüfung der Jahresab-
schlüsse 2020 zu betrauen.
Das Unternehmen hat bereits die beiden vorangegangenen Abschlüsse 2018 und 2019 der 
Gemeinde geprüft.

Beschluss:

Der Gemeinderat beschließt, die Firma W+ST Publica Revisionsgesellschaft mbH, Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken, mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 des 
Kernhaushaltes der Gemeinde zu beauftragen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

8. Prüfung Jahresabschluss 2020 der Sonderrechnung 
Abwasser

2019-2024/238
ungeändert 

beschlossen

Der Jahresabschluss der Sonderrechnung Abwasser ist gemäß § 124 KSVG, § 24 EigVO 
(Eigenbetriebsverordnung) und § 1 JabschPrV (Jahresabschlussprüfungsverordnung) 
grundsätzlich jährlich zu prüfen. Die Wirtschaftsprüfungsgesellschaft wird ebenfalls jährlich 
vom Gemeinderat bestellt.

Für die Prüfung des Jahresabschlusses wurden von der Verwaltung vier Angebote von in 
Frage kommenden Unternehmen eingeholt. Die Angebote stellen sich wie folgt dar:

1. PWC GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken
2. W+ST Publica Revisionsgesellschaft mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrü-

cken
3. MERKURA Revision GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Völklingen
4. THS Wirtschaftsprüfung GmbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken

Die THS Wirtschaftsprüfung GmbH stellt zusätzlich noch Reisekosten in Rechnung, welche 
im Angebot nicht genau beziffert wurden. Somit wäre dieses Angebot nicht final kalkulierbar. 
Das Angebot des zweit günstigsten Bieters, die W+ST Publica Revisionsgesellschaft mbH, 

zu
lfd. Nr.

Erfahrung im 
öffentl. Sektor

EUR
-netto-

EUR
-brutto-

1 gegeben 9.100,00 10.829,00

2 gegeben 5.700,00 6.783,00

3 gegeben 6.000,00 7.140,00

4 gegeben 5.300,00 6.307,00
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ist inklusive Reisekosten kalkuliert. Zudem ist das Unternehmen der Verwaltung bereits hin-
länglich bekannt. Unter anderem wird der Jahresabschluss des Kernhaushaltes der Gemein-
de bereits durch dieses Unternehmen geprüft. Die Erfahrungen der Verwaltung mit der 
W+ST sind durchweg positiv.

Es wird seitens der Verwaltung vorgeschlagen, die Firma W+ST Publica Revisionsgesell-
schaft mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken, mit der Prüfung des Jahresab-
schlusses 2020 zu betrauen.

Beschluss:

Mit der Prüfung des Jahresabschlusses 2020 der Sonderrechnung Abwasser wird die Firma 
W+ST Publica Revisionsgesellschaft mbH, Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Saarbrücken 
beauftragt.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

9. Anhörung wegen der beabsichtigten Ersetzung des 
gemeindlichen Einvernehmens (§ 72 LBO)

2019-2024/253
ungeändert 

beschlossen

Mit Schreiben vom 22.07.2020, hier eingegangen am 23.07.2020, hatte die UBA beim 
Regionalverband Saarbrücken die Gemeinde Großrosseln zur Stellungnahme gem. § 36 
Abs. 1 LBO zu dem Nutzungsänderungsantrag in ein Ladenlokal / Kiosk mit Poststelle und 
Paketservice sowie Werbeanlage für das Anwesen Ludweilerstraße 13 aufgefordert.

Die Verwaltung hat den Bauantrag geprüft. Das Bauvorhaben befindet sich innerhalb der im 
Zusammenhang bebauten Ortslage. Das Grundstück ist erschlossen. Der Gebietscharakter 
wird als „Mischgebiet“ gem. § 6 BauNVO eingestuft. Es bestehen keine planungsrechtlichen 
Bedenken gegen die Nutzungsänderung.

Der Ortsrat Großrosseln und nachfolgend der Bauausschuss haben entschieden, das 
Einvernehmen zu dem Bauantrag nicht herzustellen. Daher erging am 03.09.2020 eine 
negative Stellungnahme an die UBA. Als Anlage war die Stellungnahme des Ortsrates 
Großrosseln vom 26.08.2020 beigefügt.

Mit Schreiben vom 27.11.2020, hier eingegangen am 30.11.2020, nimmt die UBA eine 
„Anhörung wegen der beabsichtigten Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens (§ 72 
LBO)“ zur Stellungnahme der Gemeinde vom 03.09.2020 vor. Das Schreiben hat folgenden 
Wortlaut:

„Mit Eingang vom 23.06.2020 hat die Firma BKB GmbH,  vertreten durch Frau Natalie Roß, 
Handwerkstraße 1a, 77694 Kehl einen Antrag auf Erteilung einer Baugenehmigung im 
vereinfachten Verfahren nach § 64 LBO zur „Nutzungsänderung von Café in ein 
Ladenlokal/Kiosk mit Poststelle und Paketservice“, Ludweilerstraße 13 in 66352 
Großrosseln, Gemarkung Großrosseln, Flur 4, Flurstück 35/29, eingereicht.

Sie haben mit Stellungnahme vom 03.09.2020 mitgeteilt, dass Sie dem Bauvorhaben nicht 
zustimmen. Dies wurde in der Anlage Ihrer Stellungnahme näher erläutert, dass aufgrund 
der zu erwartenden Nutzung sich ein Trading down Effekt einstellen könne.
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Ich beabsichtige, das versagte Einvernehmen gemäß § 72 der Landesbauordnung des 
Saarlandes (LBO), Artikel 1 des Gesetzes Nr. 1544 zur Neuordnung des Saarländischen 
Bauordnungs- und Bauberufsrechtes vom 18. Februar 2004 (Amtsblatt des Saarlandes, 
Seite 822 FF.),  in der jeweils gültigen Fassung zu ersetzen  und vorliegend eine 
Baugenehmigung nach § 64 LBO  zu erteilen.

Gründe:

Nach § 36 BauGB kann das Einvernehmen der Gemeinde und die Zustimmung der höheren 
Verwaltungsbehörde nur aus den sich aus den §§ 31, 33, 34 und 35 ergebenden Gründen 
versagt werden.

§ 34 BauGB lässt ein Bauvorhaben nur zu, wenn es sich nach Art und Maß der baulichen 
Nutzung, der Bauweise und der Grundstücksfläche, die überbaut werden soll, in die Eigenart 
der näheren Umgebung einfügt und die Erschließung gesichert ist.

Die Art der näheren Umgebung wurde als Mischgebiet gem. § 6 BauNVO 
(Baunutzungsverordnung) eingestuft.

Somit fügt sich das beantragte Vorhaben nach Art und Maß der baulichen Nutzung in den 
vorhandenen Gebietscharakter (Mischgebiet) ein.

Zuvor möchte ich Ihnen jedoch Gelegenheit geben, innerhalb eines Monats ab Erhalt dieses 
Schreibens erneut über Ihr Einvernehmen zu entscheiden.“

Der Vorsitzende übergibt das Wort an das Mitglied Manfred Schuler (CDU), der in seiner 
Funktion als Ortsvorsteher sprechen soll. Dieser teilt mit, dass der Ortsrat Großrosseln die 
Durchsetzung weiter verhindern möchte. Die Landesbauordnung könne man zwar nicht 
ändern, jedoch könnten andere Wege eingeschlagen werden. Zum Einen könne man den 
Bürgermeister beauftragen eine Stellungnahme mit der entsprechenden Sachlage an die 
OBA zu schicken und zum Anderen könne der Gemeinderat den Antrag auf Einstellung von 
Geldern beantragen, um den Ortskern überplanen zu lassen und ggf. eine 
Veränderungssperre erwirken zu können.

Die SPD-Fraktion und die Fraktion der Freien Rossler befürworten die vorgeschlagene 
Vorgehensweise.

Somit ergeht geschlossen der Antrag Gelder in den Haushalt einzustellen, um den Ortskern 
überplanen zu lassen.

Es erfolgen keine weiteren Wortmeldungen hierzu. Der Vorsitzende verliest folgenden

Beschluss:

Es ist erneut eine negative Stellungnahme, wie in der Sitzung des Bauausschusses am 
01.09.2020 beschlossen, in Verbindung mit der Stellungnahme des Ortsrates Großrosseln 
vom 26.08.2020 an die Untere Bauaufsichtsbehörde abzugeben.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0
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10. Vorhabenbezogener Bebauungsplan Pferde- und 
Ziegenalm Naßweiler

2019-2024/232
ungeändert 

beschlossen

Der geplante Bebauungsplan ändert zu Teilen den rechtskräftigen Bebauungsplan "Bremer-
hof". In diesem sind die Innenbereichsflächen des Plangebietes als allgemeines Wohngebiet 
festgesetzt, wobei zu beachten ist, dass das Gebiet gem. §4 BauNVO vorwiegend dem 
Wohnen dient und Ausnahmen hinsichtlich Stallungen für Kleintierhaltung als Zubehör für 
Kleinsiedlungen und landwirtschaftlichen Nebenerwerbsstellen zugelassen werden können. 
Diese Ausnahmen erfassen das geplante Vorhaben nicht. 

Beschluss:

Die Verwaltung wird beauftragt, in Abstimmung mit dem Vorhabenträger den Aufstellungs-
beschluss vorzubereiten und die erforderlichen Unterlagen durch den Vorhabenträger bzw. 
das beauftragte Planungsbüro erstellen zu lassen. 

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

11. Kanalerneuerung „Am Kirchberg / Nassaustraße / Im 
Jungholz“ in Großrosseln – Naßweiler; 
Zuschlagserteilung für den III. BA, 3. Teilabschnitt

2019-2024/227
ungeändert 

beschlossen

Mit der Kanalerneuerung und –Sanierung in den Bereichen „Am Kirchberg, Nassaustraße 
sowie Im Jungholz“ im Gemeindebezirk Naßweiler soll im Wesentlichen der zum Teil 
schlechte bauliche Zustand der Kanalisation behoben werden. Das vorhandene Entwässe-
rungssystem soll dabei neu geordnet und hinsichtlich der Trassenführung optimiert werden. 
Die Baumaßnahme wurde in drei Bauabschnitte aufgeteilt, diese sind wie folgt:  

I. BA „Am Kirchberg“ (bereits realisiert)
II. BA „Nassaustraße“ (bereits realisiert)
III. BA „Im Jungholz“ (bereits realisiert)

 1. TA: Kanal „Im Jungholz“ (bereits realisiert)
 2. TA: Rückhaltebecken Nassaustr. (bereits realisiert)
 3. TA: Kanalsanierung Schleppkanal, Nassaustr., hinter der Bebauung (Plan in Anla-

ge)

Die Bauabschnitte I. bis zum III. BA, 2. TA, sind baulich abgeschlossen.
Im Wirtschaftsplan der Sonderrechnung Abwasser stehen im gesamten für diese Maßnahme (alle 
Bauabschnitte) Mittel in Höhe von rund 2,995 Mio. €uro zur Verfügung.

Vergabe:

Das öffentliche Vergabeverfahren wurde mit Veröffentlichung der Ausschreibung am 
10.10.2020 eröffnet und steht nun nach dem Submissionstermin am 11.11.2020 sowie der 
bereits ausgeführten Prüfung und Wertung der eingegangenen Angebote bei der Zu-
schlagserteilung. Die Bindefrist für die Bieter endet am 08.01.2021.
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Verteilung in Prozent 

%

abgegebene Bieter

Wertungsergebnis:

Kostenansatz nach Kostenberechnung (Brutto): rund 258.802 €uro 

Folgende Angebote liegen der Verwaltung nun vor:

Kruchten Bau GmbH, 66663 Merzig 291.033,46 €
Jablonski & Busch GmbH, 66287 Quierschied 393.273,52 €

Beschluss:

Der Bürgermeister wird bevollmächtigt, an den wirtschaftlichsten Bieter Firma Kruchten 
Bau GmbH, In der Bruchwies 1, 66663 Merzig den Auftrag für die Bauleistungen, zum 
Angebotspreis von insgesamt 291.033,46 € zu vergeben.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

12. Kanalsanierung/ -erneuerung „Stichkanal Zum 
Waldsee zwischen Hausnummer 26 und 30 im 
Gemeindebezirk Emmersweiler

2019-2024/240
ungeändert 

beschlossen

Nach einem Kanalüberstauereignis im Frühjahr diesen Jahres, ist im Gartenbereich des 
Anwesens Zum Waldsee 26, Schmutzwasser aus dem Kanal in den Garten übergetreten. 
Ursache war eine Verstopfung in der gemeindeeigenen Kanalisation. Diese Verstopfung 
musste durch einen Noteinsatz von einer Fachfirma beseitigt werden.

Nach einer späteren Kanalinspektion wurde ersichtlich, dass der Gemeindekanal 
(Freispiegelleitung) im Gartenbereich einen Unterbogen besitzt. Durch diesen Unterbogen ist 
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der Kanal dauerhaft mit bis zu 2/3 des Querschnitts mit Schmutzwasser gefüllt. Dies 
wiederum fördert die Gefahr von weiteren Verstopfungen.  

Für die Planung hat das Ingenieurbüro Braun aus Saarbrücken ein Honorarangebot für die 
Leistungsphasen 1 – 8, inkl. der örtlichen Bauüberwachung nach HOAI 2013 abgegeben. 
Die Gesamtsumme schließt mit Kosten in Höhe von 15.670,42 €uro Brutto. 
Die Verwaltung schlägt vor einen Stufenvertrag mit dem Ingenieurbüro Braun zu 
vereinbaren. Der Stufenvertrag ist wie folgt aufgebaut: 
Stufe 1: Leistungsphase 1-3 nach HOAI
Stufe 2: Leitungsphase 5-6 nach HOAI
Stufe 3: Leistungsphase 7-8 inkl. örtlicher Bauüberwachung nach HOAI
Aktuell soll die Leistung bis zur Leistungsphase 3 – Entwurfsplanung - abgerufen werden. 
Der betroffene, zu überplanende Kanalbereich von rund 60 Meter, erstreckt sich von 
Schachtnummer 2110 bis zum EVS-Schacht 1.1-22 - siehe hierzu auch den Auszug aus 
dem Kanalkataster in der Anlage -.  
Zu dem eigentlichen Planungshonorar, fallen noch weitere Kosten in Form einer örtlichen 
Vermessung sowie einem Baugrundgutachten an. Diese entstehenden Kosten können von 
der Verwaltung zum jetzigen Zeitpunkt jedoch noch nicht genau abgeschätzt werden.

Beschluss:

Der Bürgermeister wird ermächtigt, das Ingenieurbüro Braun, Karlstraße 157, 66127 
Saarbrücken gemäß dem Honorarangebot vom 23.11.2020 zu einem Angebotspreis von 
15.670,42 €uro Brutto mit der Planung der Leistungsphase 1 – 8 inkl. örtlicher 
Bauüberwachung nach der HOAI 2013 zu beauftragen. Ein entsprechender Stufenvertrag 
soll vereinbart werden. Die Leistungen sollen nach dem aktuellen Vergabeerlass 2020, Punkt 
3.3 vom 07.04.2020 vergeben werden.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

13. Aufstellungsbeschluss Vorhabenbezogener 
Bebauungsplan "Erweiterung Haus im Warndt"

2019-2024/233
ungeändert 

beschlossen

Der Vorhabenträger, Herr Karl-Ludwig Schmidt, Siemensstraße 16, in 66128 Saarbrücken, 
hat die Einleitung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanverfahrens mit Vorhaben- und 
Erschließungsplan gem. § 12 BauGB beantragt.

Im gleichnamigen Ortsteil der Gemeinde Großrosseln soll in der Straße „Zum Kesselbrunnen 
2 - 4“ die bauliche Erweiterung des Seniorenheimes „Haus im Warndt“ realisiert werden. 
Vorhabenträger und Gemeinde sind bestrebt, mit diesem Vorhaben auf die steigende Nach-
frage nach Pflegeplätzen aufgrund der Überalterung der Bevölkerung im Zuge des demogra-
fischen Wandels zu reagieren. Durch die Erweiterungsmaßnahmen soll Raum für mindes-
tens 17 zusätzliche Pflegebetten geschaffen werden.

Die Erschließung des Plangebietes ist wie bisher über die östlich des Grundstücks verlau-
fende Straße „Zum Kesselbrunnen“ gewährleistet. Die erforderlichen Stellplätze können 
vollständig auf dem Grundstück organisiert werden. 
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Aktuell beurteilt sich die planungsrechtliche Zulässigkeit des Plangebietes nach § 34 BauGB 
(Zulässigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile). Auf dieser 
Grundlage kann die geplante Bebauung jedoch nicht realisiert werden. Um für das Plange-
biet eine Vorhabenzulässigkeit herzustellen, ist daher die Aufstellung eines vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes erforderlich.

Die genauen Grenzen des Geltungsbereiches des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 
mit Vorhaben- und Erschließungsplan sind dem beigefügten Lageplan zu entnehmen. Er um-
fasst eine Fläche von ca. 1.650 m2.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungsplan wird im be-
schleunigten Verfahren gem. § 13a i.V.m. § 13 BauGB aufgestellt.

Der Flächennutzungsplan des Regionalverbandes Saarbrücken stellt für das Plangebiet eine 
Wohnbaufläche im östlichen und eine Grünfläche im westlichen Teil dar. Das Entwicklungs-
gebot gem. § 8 Abs. 2 BauGB ist somit nicht vollständig erfüllt. Gem. § 13a Abs. 2 Nr. 2 
BauGB wird der Flächennutzungsplan im Wege der Berichtigung angepasst.

Es wird darauf hingewiesen, dass gem. § 13 Abs. 3 BauGB von einer Umweltprüfung nach § 
2 Abs. 4 BauGB, von dem Umweltbericht nach § 2a BauGB, von der Angabe nach § 3 Abs. 2 
Satz 2 BauGB, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, der zusam-
menfassenden Erklärung nach § 10a Abs. 1 BauGB und gem. § 13 Abs. 2 BauGB und § 13a 
Abs. 3 BauGB von der frühzeitigen Unterrichtung und Erörterung nach §§ 3 Abs. 1 und 4 
Abs. 1 BauGB abgesehen wird.

Der Beschluss, den vorhabenbezogenen Bebauungsplan mit Vorhaben- und Erschließungs-
plan aufzustellen, ist gem. § 2 Abs. 1 BauGB ortsüblich bekannt zu machen.

Beschluss:

Der Gemeinderat der Gemeinde Großrosseln beschließt in öffentlicher Sitzung gemäß § 1 
Abs. 3 und § 2 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 12 BauGB und § 13a BauGB in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 03. November 2017 (BGBI. I S. 3634), unter Berücksichtigung der aktu-
ell gültigen Änderungen, die Einleitung des Verfahrens zur Aufstellung des vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplanes „Erweiterung Haus im Warndt“ im beschleunigten Verfahren.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

14. Billigung, öffentliche Auslegung und parallele 
Beteiligung zum Vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
"Erweiterung Haus im Warndt"

2019-2024/234
ungeändert 

beschlossen

Das Mitglied Günter Wollscheid (CDU) verlässt den Raum.

Nachdem durch den Gemeinderat der Beschluss zur Einleitung des Verfahrens zur Auf-stel-
lung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschließungsplan 
(Aufstellungsbeschluss) gefasst wurde, ist die Billigung des durch das Büro Kernplan vorge-
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legten Entwurfs mit Vorhaben- und Erschließungsplan „Erweiterung Haus im Warndt“, beste-
hend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil (Teil B) sowie der Begründung (s. An-
lage) erforderlich.

Nach § 13 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB ist sodann die öffentliche Auslegung des Entwurfs 
des Planes und der Begründung vorgesehen.  Ebenso sind die Behörden und sonstigen 
Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt sein kann, 
sowie die Nachbargemeinden gem. § 13a BauGB i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB sowie § 2 Abs.2 
BauGB vor dieser Auslegung zu benachrichtigen und zu beteiligen. 

Ort und Dauer der Auslegung sind gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit dem Hinweis, dass Äuße-
rungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorge-
bracht werden können, ortsüblich bekanntzumachen. In der Bekanntmachung ist auf die 
Merkmale des beschleunigten Verfahrens gemäß § 13a BauGB hinzuweisen.

Beschluss:

Der Gemeinderat der Gemeinde Großrosseln billigt den vom Büro Kernplan vorgelegten 
Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes mit Vorhaben- und Erschließungsplan 
„Erweiterung Haus im Warndt“, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Textteil 
(Teil B) sowie der Begründung.

Gemäß § 13 BauGB und § 3 Abs. 2 BauGB ist der Entwurf des Planes und der Begründung 
öffentlich auszulegen.

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die 
Planung berührt sein kann, sowie die Nachbargemeinden sind gemäß § 13a BauGB und § 4 
Abs. 2 BauGB sowie § 2 Abs. 2 BauGB von der Auslegung zu benachrichtigen und zu betei-
ligen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

23 0 0

15. Finanzierung Bertha-Bruch-Tierheim 2019-2024/236
ungeändert 

beschlossen

Bereits in der letzten Sitzung des Gemeinderates war das Thema beraten und beschlossen 
worden. In der Zwischenzeit wurde der der Vorlage beigefügte Entwurf eines 
Tierbetreuungsvertrages zwischen dem Regionalverband und dem Bertha-Bruch-Tierheim 
vorgelegt. Dieser Entwurf ist gegenüber den bisherigen Unterlagen detaillierter und exakter. 
Neben der bereits vorgestellten Finanzierung enthält er auch noch eine Regelung für 
sichergestellte Hunde. Außerdem wurde die Laufzeit auf 5 Jahre vom 01.01.2021 bis 
01.01.2026 ohne eine Kündigungsregelung vereinbart.

Die Verwaltung schlägt vor, den Bürgermeister und den Vertreter des Gemeinderates im 
Kooperationsrat zu beauftragen, dem Vertrag zuzustimmen.

Beschluss:

Der Bürgermeister und der Vertreter des Gemeinderates im Kooperationsrat werden 
beauftragt, in der Sitzung des Kooperationsrates dem Entwurf des Tierbetreuungsvertrages 
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zwischen dem Regionalverband Saarbrücken und dem Tierschutzverein 1924 Saarbrücken 
e. V. zur Liquiditätssicherung des Bertha-Bruch-Tierheims zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

21 0 2

16. Satzungsänderung des Zweckverbandes eGo-Saar 2019-2024/251
ungeändert 

beschlossen

Entstehung und zeitlicher Ablauf 

Der Zweckverband eGo-Saar wurde 2004 gegründet. Mitglieder sind alle saarländischen 
Städte und Gemeinden, Landkreise und der Regionalverband Saarbrücken, sowie der Saar-
ländische Städte- und Gemeindetag, der Landkreistag Saarland, die Ruhegehalts- und Zu-
satzversorgungskasse des Saarlandes, der Entsorgungsverband Saar und die Unfallkasse 
Saarland. Der eGo-Saar sowie die Mitglieder verfolgen das gemeinsame Ziel, den Einsatz 
von kommunalen E-Government- und Informationstechnik-Lösungen zum Nutzen der Bürger 
und Verbandsmitglieder voranzutreiben sowie Synergieeffekte zu nutzen. 
Die Organisationsstruktur des Zweckverbandes eGo-Saar und die zu gehörigen Entschei-
dungsprozesse sind seit der Gründung vor nunmehr 16 Jahren unverändert beibehalten 
worden. 
Die in den letzten Jahren gestiegenen Anforderungen im Bereich E-Government verstärken 
den Umsetzungsdruck auf den eGo-Saar. Dazu zählen z. B. die Erwartungshaltung von Bür-
gern an digitale Verwaltungsleistungen, der demographische Wandel in der Beschäftigten-
struktur der Verwaltung und der Fachkräftemangel bei der Besetzung von IT-Stellen oder die 
komplexen Anforderungen bei der Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes (OZG). Der eGo-
Saar ist durch die Vereinbarung des E-Government-Pakts aus dem Jahr 2014 hier als zen-
traler Umsetzungspartner der saarländischen Kommunen gesetzt. 
Die Mitglieder sind sich daher einig, dass die derzeitige Ausrichtung und Aufstellung des 
eGo-Saar einer kritischen Würdigung sowie einer Weiterentwicklung bedürfen, um die be-
stehenden und die bereits absehbaren zukünftigen Aufgaben und Anforderungen bewältigen 
zu können. 
In der Sitzung am 16.10.2018 wurde daher von der Verbandsversammlung des Zweckver-
bandes eGo-Saar beschlossen, eine Neuausrichtung des Verbandes in einer Kommission zu 
beraten. Zur Unterstützung trat man frühzeitig an die Partnerschaft Deutschland (PD) als ex-
terner Berater heran, die bereits über vielfältige Erfahrung im Bereich der öffentlichen IT und 
möglicher Organisationsstrukturen und -veränderungen verfügt. 
Die PD führte zu Beginn eine Bestandsaufnahme durch. Ziel war es, ein detailliertes Bild des 
Ist-Zustandes zu erhalten.
Auf Grundlage der Bestandsaufnahme ergab sich ein Spektrum an Möglichkeiten und Aus-
prägungen der Neuorganisation. Zu Beginn der weiteren Überlegungen wurden alle Möglich-
keiten betrachtet und diskutiert, ohne eine einschränkende Vorauswahl zu treffen. 
Das daraus resultierende Grobkonzept wurde erstmals in der Verbandsversammlung am 
20.05.2020 vorgestellt und diskutiert. In dieser Verbandsversammlung wurde eine Frist zur 
Einreichung von Anmerkungen und Änderungswünschen bis zum 02.06.2020 beschlossen. 
Innerhalb dieser Frist gingen keine Anmerkungen ein. 
In der darauffolgenden Sitzung der Verbandsversammlung am 22.06.2020 wurde das Grob-
konzept erneut diskutiert und beraten. Als Ergebnis dieser Diskussion wurde die Geschäfts-
führung des Zweckverbandes eGo-Saar beauftragt, Regionalkonferenzen zu planen, in de-
nen dieses Grobkonzept den Mitgliedern der kommunalen Gremien und Verwaltungsmitar-
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beitern vorgestellt und erläutert werden sollte. Weiterhin wurde die Projektgruppe beauftragt 
auf der Grundlage des Grobkonzeptes einen Satzungsentwurf zu erarbeiten, der auf der 
nächsten Verbandsversammlung im Herbst beraten werden sollte. 
Die Regionalkonferenzen fanden am 24.08.2020 in Ottweiler, 26.08.2020 in Völklingen und 
am 31.08.2020 in Beckingen statt. Zu Beginn der Konferenzen wurde das Grobkonzept mit 
den zugrundeliegenden Gedanken erläutert. Anschließend bestand die Möglichkeit zu Fra-
gen und zur Diskussion, die insgesamt durch einen konstruktiv kritischen Dialog geprägt war. 
In den Regionalkonferenzen wurden keine wesentlichen Anregungen eingebracht, die eine 
Änderung des Grobkonzeptes erforderlich machten. 
Auf Grundlage des vorliegenden Grobkonzeptes wurde nun ein Satzungsentwurf erarbeitet. 
Dieser Satzungsentwurf wurde, nachdem er im Vorstand vorberaten wurde, zusammen mit 
dem Grobkonzept der Kommunalabteilung im Ministerium für Inneres, Bauen und Sport zur 
Verfügung gestellt und in einer gemeinsamen Besprechung vorgestellt. Aufgrund der geplan-
ten Satzungsänderungen muss von Seiten des Landes eine entsprechende gesetzliche 
Grundlage geschaffen werden, um die geplanten Änderungen der Organisationstruktur zu 
ermöglichen. Der Satzungsentwurf wurde in einem weiteren Schritt mit den beteiligten Refe-
raten des Ministeriums für Inneres, Bauen und Sport abgestimmt. 
Bei wesentlichen Änderungen der Verbandssatzung sind die kommunalen Gremien zu betei-
ligen. In dieser Phase befinden wir uns derzeit.
Nach Inkrafttreten der erforderlichen Gesetzesänderungen, die vom saarländischen Landtag 
beschlossen werden müssen, ist eine abschließende Entscheidung über die Satzungsände-
rung in der Verbandsversammlung möglich. Diese Verbandsversammlung ist für Anfang 
2021 geplant. 
Im Weiteren stellen wir Ihnen die Ergebnisse der einzelnen Arbeitsschritte und die neue Ziel-
struktur des Zweckverbandes eGo-Saar vor.

Bestandsaufnahme 

Die PD führte eine Bestandsaufnahme durch, in deren Verlauf sie mit den wesentlichen Be-
teiligten Interviews führte. Ziel dieser Interviews war es, ein Bild bezüglich der Wünsche, An-
forderungen, Potentiale aus Sicht des Vorstandes und der Mitglieder zu erhalten. Ebenso 
wurden die Stärken und Defizite des Verbandes in der Bestandsaufnahme aufgearbeitet. 
Darüber hinaus wurden die Organisations- und Entscheidungsstrukturen herausgearbeitet. 
Als dritten Bereich der Bestandsaufnahme wurde von Seiten der PD die im Saarland vor-
handene IT-Infrastruktur eruiert. 
Die Erfassung der derzeitigen Ausgangslage des eGo-Saar wurde methodisch nach dem 
Domänenansatz durchgeführt. Der Domänenansatz stellt eine umfassende und strukturierte 
Erhebung des Ist-Zustandes einer Organisation sicher und setzt sich aus folgenden Domä-
nen zusammen: Organisation, Services, Prozesse, Infrastruktur, Projektportfolio und Finan-
zen. 

Wesentliche Erkenntnisse der Bestandsaufnahme sind: 

 Die Entscheidungsstrukturen des eGo-Saar genügend nicht mehr den Anforderungen an 
eine moderne IT-Organisation. Durch die aktuellen Gremienstrukturen und die zugewiesenen 
Entscheidungskompetenzen sind die derzeitigen Entscheidungs- und Abstimmungsstruktu-
ren zu unflexibel und langwierig. 

 Der Zweckverband eGo-Saar besitzt keinen oder nur begrenzten Durchgriff auf seine IT-
Dienstleister und kann die Einhaltung der qualitativen Kundenanforderungen an den techni-
schen Betrieb nicht durchgängig gewährleisten. 

 Die Betrachtung der Prozesse hat deutlich gemacht, dass Arbeitsteilung, Prozesse und 
damit verbundene Rollen häufig einen informellen Charakter aufweisen. 

 Bei der Erhebung der Infrastruktur wurde deutlich, dass die vorhandenen Rechenzen-
trums-Standorte zwar qualitative Unterschiede aufweisen, sich aber überwiegend in gutem 



10. Sitzung des Gemeinderates vom 10.12.2020 Seite: 20/29

bis sehr guten Zustand befinden. Die Rechenzentren der Serverkommunen sind in der der-
zeitigen Aufstellung dennoch nicht zukunftsfähig. Dies liegt zum Einem an der Verteilung der 
operativen Verantwortung auf vier Organisationen und dem damit verbundenen Verzicht auf 
Skaleneffekte im IT-Betrieb. Zum Anderen sind die Serverkommunen zugleich Eigentümer, 
Kunde sowie rechenschaftspflichtiger nachgeordneter Auftragnehmer des eGo-Saar. Diese 
Interessenkollusion birgt hohes Konfliktpotenzial und widerspricht Best-Practice-Empfehlun-
gen, die Auftraggeber- und die Auftragnehmer-Ebene möglichst organisatorisch im Sinne ei-
ner effektiven IT-Steuerung zu trennen. 

 Die nähere Betrachtung des Projektportfolios des eGo-Saar lieferte Hinweise darauf, dass 
eine stärkere Orientierung an Standards, methodischen Rahmenwerken und Vorgehensmo-
dellen im Bereich des Anforderungs- und Projektmanagements erforderlich sind. 

 Die Aufstellung im Bereich der Finanzen zeigte, dass hoher Koordinationsaufwand nötig 
ist, um ausreichende Fördersummen zu erhalten und die finanziellen Spielräume des Ver-
bandes sehr begrenzt sind. Insbesondere eine fehlende verbindliche Grundfinanzierung trägt 
dazu bei. 
Insgesamt bietet die derzeitige Ausgangslage, dass der eGo-Saar im Gegensatz zu vielen 
anderen Bundesländern bereits alle Kommunen eines Bundeslandes bündelt, eine sehr gute 
Basis für die weitere Konsolidierung der IT-Leistungserbringung.

Zielbild der künftigen Aufstellung des eGo-Saar 

Auf Basis dieser Bestandsaufnahme und der darin identifizierten Herausforderungen und 
Verbesserungspotentiale erarbeitete die PD gemeinsam mit der Projektgruppe eine Zielset-
zung für die zukünftige Ausrichtung des eGo-Saar. 
Der eGo-Saar soll sich im Zielbild seiner zukünftigen Ausrichtung durch die folgenden Eigen-
schaften auszeichnen: 

 Zugriff auf zukunftsfähige IT-Infrastruktur: Der eGo-Saar besitzt direkten Zu- und Durchgriff 
auf leistungsfähige und moderne IT-Infrastrukturen und -Dienstleistungen auf Basis verbind-
licher und standardisierter Verträge. 

 Funktionale Differenzierung und marktgerechte Prozesse: Interne Aufgabenabgrenzungen 
und Prozesse sind entlang gängiger IT-Rahmenwerke definiert und dokumentiert und wer-
den gelebt (insb. Anforderungsmanagement, User Help Desk, Trennung, Entwicklung und 
Betrieb etc.). 

 Hohe Steuerungsfähigkeit und Projektkompetenz: Auf Basis eines stringenten Beschaf-
fungsansatzes besitzt der eGo-Saar eine herausragende Kompetenz im Lieferantenmana-
gement sowie in der Durchführung komplexer interkommunaler Projekte. 

 Moderne und schlanke Organisationsstrukturen zur Beschleunigung von Entscheidungs-
prozessen: Gremien- und Arbeitsgruppen sind entlang der Prinzipien Zielorientierung und 
zeitnahe Entscheidungen ausgerichtet und werden kontinuierlich überprüft. 

 Management- und aufsichtsorientierte Zuordnung von Entscheidungskompetenzen: Die 
Entscheidungskompetenzen für die Wahrung der Eigentümerinteressen (durch Verbands-
versammlung), die strategische Steuerung aus der stellvertretenden Wahrung der Kundenin-
teressen (durch den Aufsichtsrat) und das operative Management (durch Geschäftsführung) 
sind klar getrennt und auf Basis von Zielvereinbarungen organisatorisch verankert. 

 Starke Kundenorientierung und -bindung: Der eGo-Saar ist akzeptierter Partner und erster 
Ansprechpartner der Kommunen im Rahmen der Digitalisierung. Frühzeitig und aktiv infor-
miert der eGo-Saar über relevante Entwicklungen, identifiziert Bedarf, vermittelt Lösun-
gen/Entscheidungen, ist Sprachrohr der Kommunen und sorgt so für eine hohe Kundenbin-
dung. 
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 Attraktives Full-Service-Leistungsportfolio: Der eGo-Saar bietet unter Nutzung strategi-
scher Partnerschaften und externer Vergaben das Leistungsportfolio eines „Full-Service-IT-
Dienstleisters“. 

Standardgeber für die Kommunen des Saarlands: Der eGo-Saar ist ein etablierter Standard-
geber für zentrale Fachverfahren im Bereich E-Government und Treiber der Konsolidierung 
von Fachverfahren. 

 Finanzielle Flexibilität und hohe Wirtschaftlichkeit: Die Finanzierung insbesondere zur Pro-
jektdurchführung mit Unterstützung des Landes ist gesichert. 

 Hohe Steuerungs- und Fachkompetenz: Entsprechend der zukünftigen Schwerpunktset-
zung in den Bereichen Projekte und Steuerung sind die Strukturen marktgerecht aufgestellt 
und ein hohes Kompetenzniveau bei Mitarbeitern, Management und Aufsichtspersonen ge-
geben. 

Auf Basis dieses Zielbildes zeichnet sich das Selbstverständnis des zukünftigen eGo-Saar 
durch ein hohes Maß an Dynamik und Agilität aus und steht für eine flexible Organisation, 
die auf Umweltveränderungen reagieren kann. Anspruch des eGo-Saar muss es sein, als 
akzeptierter Partner und erster Ansprechpartner der Kommunen im Rahmen der Digitalisie-
rung zu gelten und die Interessen der Kommunen des Saarlandes auch ausdrücklich ge-
genüber anderen Beteiligten zu artikulieren. 
Zentrale Anspruchsgruppe des eGo-Saar sind die Kommunen des Saarlandes, also die Ge-
meinden, Städte und Landkreise. Der eGo-Saar vertritt zu IT- und Digitalisierungsthemen die 
Positionen der Kommunen und ihrer Spitzenverbände gegenüber Dritten nach außen. In Zu-
sammenarbeit mit den Spitzenverbänden ist es Aufgabe des eGo-Saar, die kommunalen In-
teressen zu bündeln und das Leistungsportfolio entlang deren Bedarf auszurichten.

Organisationskonzept und Gesamtbild der künftigen Aufstellung 

Die geplante Organisationsstruktur ist angelehnt an die Organisation des Entsorgungsver-
bandes Saar (EVS). Bei dem EVS handelt es sich ebenfalls um einen Zweckverband und 
dessen Organisationsstruktur hat sich in den letzten Jahren als sehr erfolgreich und prakti-
kabel erwiesen.

Im Weiteren werden die Gremien mit ihrem zukünftigen Fokus beschrieben. 

Verbandsversammlung: 

Die Verbandsversammlung fungiert als Trägerversammlung und beschließt die strategische 
Ausrichtung des Verbandes und entscheidet über die Wirtschaftsplanung. 
Die Verbandsversammlung übt die notwendige Kontrolle über den Zweckverband, im We-
sentlichen über die Besetzung und Entlastung des Aufsichtsrates sowie die Verankerungen 
von Befugnissen und Rahmenbedingungen für die Arbeit des Aufsichtsrates in der Satzung 
aus. 
Ihr Hauptfokus liegt damit auf der Legitimation des Aufsichtsrates als lenkendem Gremium 
durch dessen Besetzung sowie der Festlegung der Grundsätze seiner Arbeit.

Aufsichtsrat 

Der bisherige Verbandsvorstand wird konzeptionell zu einem Aufsichtsrat weiterentwickelt. 
Die Ausgestaltung der Entscheidungskompetenzen orientiert sich dabei an dem bewährten 
Vorbild der EVS. 
Der Aufsichtsrat fungiert als zentrales Aufsichtsgremium des Verbandes. Er richtet sein Han-
deln an den Grundsatzentscheidungen der Verbandsversammlung aus und setzt selbst wie-
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derum grundsätzliche strategische Vorgaben und Rahmenparameter, innerhalb derer die 
Geschäftsführung agieren soll. Die Durchführung seiner Entscheidungen durch die Ge-
schäftsführung wird durch den Aufsichtsrat nachgehalten und kontrolliert. 
Der Hauptfokus des Aufsichtsrates liegt auf der Lenkung und Aufsicht aller Aktivitäten des 
Verbandes. 

Geschäftsführung 

Die Geschäftsführung ist der gesetzliche Vertreter des Verbandes und vertritt den Verband 
gerichtlich und außergerichtlich. Sie besitzt die ausführende Leitungsfunktion des Verbandes 
und verantwortet das operative Tagesgeschäft des eGo-Saar. Die Geschäftsführung besteht 
nach dem 4-Augen-Prinzip aus zwei hauptamtlichen Geschäftsführern. Die Geschäfts-
führung ist verantwortlich für die Vorbereitung und Umsetzung der Beschlüsse des Aufsichts-
rates. Sie besitzt eine starke Stellung nach innen und außen und übernimmt dabei wichtige 
kommunikative Aufgaben in Richtung der Mitglieder und gegenüber Dritten. Ihr Fokus liegt 
auf der Steuerung und operativen Leitung.

Zur Umsetzung der gegebenen Empfehlungen sind Anpassungen an der Verbandssatzung 
des Zweckverbandes eGo-Saar notwendig, um die obigen Beschreibungen der Entschei-
dungskompetenzen umzusetzen. Der erarbeitete Satzungsentwurf liegt als Anlage bei. 
Die vorliegende Satzungsänderung legt lediglich die zukünftige organisatorische Struktur und 
das Aufgabenspektrum des Zweckverbandes eGo-Saar fest. Nach Inkrafttreten der Satzung 
muss die konkrete Umsetzung der inhaltlichen Aufgaben, welche im Grobkonzept beschrie-
ben sind, angegangen werden. Hierzu gehören die Suche und Auswahl von zukünftigen stra-
tegischen Partnern, die Ausarbeitung eines veränderten Leistungs- und Entgeltverzeichnis-
ses sowie die Schaffung der personellen Ressourcen, um die Arbeiten erledigen zu können. 
Hierbei handelt es sich um einen längerfristigen Prozess. Für die komplette Realisierung der 
Neuausrichtung des Zweckverbandes eGo-Saar incl. Umsetzung aller notwendigen Arbeits-
schritte bis hin zu einem neuen Dienstleistungsangebot wird von einem Zeitraum von ca. 7-
10 Jahren ausgegangen.

Beschluss:

Der Gemeinderat nimmt den vorliegenden Satzungsentwurf zur Kenntnis und erteilt dem 
Vertreter in der Verbandsversammlung das Mandat, der Änderung der Verbandssatzung in 
der Verbandsversammlung des Zweckverbandes eGo-Saar zuzustimmen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

23 0 0

17. Neufassung der Verbandssatzung für den 
Wasserzweckverband Warndt

2019-2024/248
ungeändert 

beschlossen

In der Sitzung der Verbandsversammlung des Wasserzweckverbandes Warndt, am 
13.12.2019, wurde die Neufassung der Verbandssatzung beschlossen.

Im Nachhinein teilte das Landesverwaltungsamt dem Wasserzweckverband mit, die Ver-
bandssatzung hätte nach § 7 Abs. 1 des Gesetzes über die kommunale Gemeinschaftsarbeit 
(KGG) der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedurft. Außerdem hätte die Verbands-sat-
zung nach § 8 KGG zusammen mit der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bekannt ge-
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macht werden müssen, was ausschließlich im Amtsblatt des Saarlandes geschieht. Die Ver-
bandssatzung sei folglich nicht in Kraft getreten und wäre in der beschlossenen Form auch 
nicht genehmigungsfähig gewesen.

Der vom Wasserzweckverband überarbeitete Entwurf Satzung ist als Anlage beigefügt.

Beschluss:

Dem vorgelegten Entwurf der Verbandssatzung des Wasserzweckverbandes Warndt wird 
zugestimmt.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

23 0 0

18. Sitzung der Verbandsversammlung des 
Wasserzweckverbandes Warndt

2019-2024/244
ungeändert 

beschlossen

Das Mitglied Günter Wollscheid (CDU) betritt den Raum wieder.

Der Wasserzweckverband Warndt hat zu einer Sitzung der Verbandsversammlung für den 
11. Dezember 2020 eingeladen.
Der Gemeinderat hat gemäß § 13 Absatz 3 KGG i.V.m. § 114 Abs. 4 KSVG das Recht, in 
den dem Gemeinderat oder seiner Ausschüsse obliegenden Angelegenheiten eine Weisung 
an die Vertreter der Gemeinde Großrosseln in der Verbandsversammlung zu erteilen. Die 
Vertreter sind in diesem Fall an die Weisung gebunden.

Dem Gemeinderat steht es demnach frei, eine Weisung zu erteilen oder nicht. Damit er dies 
tun kann, ist er gemäß § 115 Abs. 1 Satz 1 KSVG über alle wichtigen Angelegenheiten des 
Unternehmens zu unterrichten.

Beschluss:

Zur Sitzung der Verbandsversammlung des Wasserzweckverbandes Warndt am 11.12.2020 
werden -keine-Weisungen beschlossen.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

19. Kein Kind ohne Geschenk an Weihnachten 2020 2019-2024/249
ungeändert 

beschlossen

Gerade in den schwierigen Zeiten der Corona-Pandemie können Familien in der Gemeinde 
Großrosseln – oft auch unverschuldet – in finanzielle Nöte geraten sein und sind daher nicht 
in der Lage, ihren Kindern zumindest einen kleinen Geschenkewunsch zu Weihnachten zu 
erfüllen. Aus diesem Grund möchte der Bürgermeister ermöglichen, dass die Kinder dieser 
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Familien an dem bevorstehenden Weihnachtsfest dennoch ein kleiner Herzenswunsch erfüllt 
wird. 

Diese Kinder können Herrn Bürgermeister ihren Wunschzettel zukommen lassen und die 
Gemeinde wird den Kindern jeweils ein angemessenes Geschenk für das Weihnachtsfest 
2020 kaufen.  

Das Mitglied Petra Fretter (CDU) teilt mit, dass dies eine tolle Aktion sei und die CDU-
Fraktion diese gerne finanziell unterstützen möchte.

Auch die SPD-Fraktion und die Fraktion der Freien Rossler loben diese Idee.

Das Mitglied Stephan Pfortner (Freie Rossler) merkt an, dass es auch Erwachsene bzw. 
ältere Menschen gäbe, die Geldnot haben und fragt an, ob man diese ebenfalls 
miteinbeziehen könne.

Der Vorsitzende bejaht dies und teilt mit, dass auch ältere Mitbürger sich melden können. 
Auch hier werden man dann eine Lösung finden.

Beschluss:

Der Bürgermeister wird bevollmächtigt, für die Aktion „Kein Kind ohne Geschenk an 
Weihnachten 2020“ Mittel in Höhe von rd. 2.515,00 € auf dem Verwahrkonto 3797.0004 und 
zusätzlich Mittel aus etwaig eingehenden Spenden von Bürgerinnen und Bürgern der 
Gemeinde Großrosseln auf demselben Konto zum Kauf von Weihnachtsgeschenken zu 
einem angemessenen Anschaffungswert für bedürftige Kinder in der Gemeinde Großrosseln 
zu verwenden.

Abstimmungsergebnis:

Ja-Stimmen Nein-Stimmen Enthaltungen

24 0 0

20. Mitteilungen und Anfragen

20.1. Information Hochwasserkomponente

Aufgrund der Hochwasserereignisse der vergangenen Jahre wurde im Regionalverband 
Saarbrücken unter Federführung der Landeshauptstadt die gemeinsame Beschaffung von 
Hochwasserkomponenten bestehend aus Rollcontainer incl. feuerwehrtechnische Aus-stat-
tung zur Hilfeleistung bei Hochwasser vereinbart. 
Für die Beschaffung sagte der Regionalverband aus der Feuerschutzsteuer eine 100      
Prozentförderung (Schreiben vom 08.11.2019) in Höhe von 15.000 € zu.
Die Gemeinde hat mit Bevollmächtigung vom 27.09.2019 der Beschaffung zugestimmt. 
Haushaltsmittel wurden im IVP für die Jahre 2019-2023 in Höhe von 15.000 € bereitgestellt 
und sind auch mit dem Haushaltsplan genehmigt.
Da die Förderzusage nur noch bis 31.12.2020 gilt und die Beschaffung bei einer 100% För-
derung für die Gemeinde sehr sinnvoll ist, habe ich den Auftrag über 15.000 € erteilt und in-
formiere hiermit den Gemeinderat über die Anschaffung.



10. Sitzung des Gemeinderates vom 10.12.2020 Seite: 25/29

20.2. Buslinie MS 1

Der Vorsitzende teilt mit, dass alle Bürger, die in Besitz einer SaarVV Karte sind, die Buslinie 
MS1 wieder kostenlos nutzen können und die Kosten der Karte zurückerstattet bekommen. 

20.3. Verkehrsabsperrung "Im Jungholz"

Der Vorsitzende berichtet, dass im Rahmen der Gesamtkonzeption der Gemeinde Groß-ros-
seln zur Erhöhung der Sicherheit und Ordnung und zur Erhöhung des Sicherheitsgefühls der 
Bürgerinnen und Bürger des Ortsteils Naßweiler, seit dem 30. November 2020 eine Vollsper-
rung für Fahrzeugverkehr in der Straße „Im Jungholz“ eingerichtet wurde. Das Passieren von 
Fußgängern ist dort weiterhin möglich. Wendemöglichkeiten - insbesondere für Einsatzfahr-
zeuge der Rettungsdienste und der Feuerwehr - sind vorhanden. Die Maßnahme ist vorläu-
fig.
In der Testphase werden die Auswirkungen (positiv und/oder negativ) analysiert und die 
Meinungen der betroffenen Bürgerinnen und Bürger in drei Phasen (Anfang, Mitte, Ende) der
Laufzeit eingeholt. Als begleitende Maßnahme werden im Bereich der Straße Bremerhof 
Fahrbahnschwellen installiert, die eine Reduzierung der Fahrgeschwindigkeit der dortigen 
Kraftfahrzeuge herbeiführen soll.
Zudem soll der Durchgangsverkehr dort von der Straße Im Jungholz zum Bremerhof und in 
der Gegenrichtung unterbunden werden.

Das Mitglied Hans-Werner Franzen (SPD) äußert seinen Unmut über die nach § 73, Abs. 2 
Ziffer 5 KSVG fehlende Anhörung des Ortsrates zu dieser Maßnahme. Er befürworte die In-
stallation der Fahrbahnschwellen als verkehrsberuhigende Maßnahme jedoch gäbe es einige 
Punkte, die gegen die Vollsperrung sprechen. Des Weiteren teilt er mit, dass der Ortsrat in 
seiner Sitzung am 16.03.2020 zu dieser Thematik eine Sicherheitspartnerschaft vor-ge-
schlagen habe; bis heute jedoch eine Antwort hierzu ausstehe. Auch die in der Bauaus-
schuss zugesagte Kriminalitätsstatistik habe er noch nicht erhalten.

20.4. Anfrage Jahresbericht des Behindertenbeauftragten

Das Mitglied Petra Fretter (CDU) fragt nach, warum bisher kein Jahresbericht des Behinder-
tenbeauftragten zugestellt wurde.

Herr Prior (Beauftragter für Menschen mit Behinderung) teilt mit, dass ihm noch keine Zahlen 
des Regionalverbandes Saarbrücken vorliegen; er diese aber voraussichtlich im               Ja-
nuar/Februar erhält und den Jahresbericht dann nachreichen werde.



An 

Rathaus Großrosseln 

Bürgermeister Dominik Jochum 

Klosterplatz 2-3 

66352 Großrosseln 

        Großrosseln, den 01.12.2020 

 

Antrag der CDU-Fraktion im Gemeinderat Großrosseln betreffend Corona-Hilfe der 

Gemeinde Großrosseln für unsere Vereine und Institutionen:  

Die CDU-Fraktion im Gemeinderat Großrosseln beantragt Geld in den Haushalt für das 

Jahr 2021 einzustellen, um finanzielle Unterstützungen an Vereine und Institutionen 

in der Gemeinde Großrosseln zu leisten. Gerade das Vereinswesen sowie die Institu-

tionen wurden stark durch die Corona-Pandemie, die wohl noch einige Monate in das 

Jahr 2021 reichen wird, eingeschränkt. Vielen Vereinen fehlt somit der Umsatz durch 

die verschiedensten Festivitäten – bei laufenden Miet- und Energiekosten. Um die 

wichtige Stellung der Vereine in der Gemeinde Großrosseln zu untermauern, soll im 

Haushaltsjahr einmalig ein Betrag in Höhe von 15.000 Euro eingestellt werden, um 

den Vereinen entsprechend zu helfen. 

Nachdem der Gemeinderat Anfang 2021 den Gesamthaushalt beschlossen hat, wer-

den sämtliche Vereine der Gemeinde mit einem Brief angeschrieben. Diese sollen 

dann in einer gesetzten Frist der Gemeindeverwaltung mitteilen, ob sie eine solche 

finanzielle Unterstützung erhalten möchten.  

Dieser Antwort ist zwingend ein Nachweis des Vereins/der Institution über die Miet- 

und Energiekosten (ab 13.03.2020/Pandemiebeginn bis Ende des Jahres 2020), die 

Mitgliederzahl zum 01.01.2021 sowie die Angabe, ob die Corona-Vereinshilfe des 

Landes in Anspruch genommen wurde, beizufügen. 

Anschließend erfolgt die Vereinsauszahlung – bei Erfüllung der Zulassungskriterien – 

mit entsprechender Abstufung anhand der nachgewiesenen tatsächlichen Kosten 

(Energie- und Gebäudekosten) des jeweiligen Vereins. 

 

Aus den genannten Gründen empfiehlt die CDU-Fraktion folgenden  

Beschlussvorschlag: Der Gemeinderat wird für das Haushaltsjahr 2021 einmalig 

15.000 Euro einstellen, um das Vereinswesen sowie die Institutionen in Großrosseln 

zu unterstützen.  

 

CDU-Fraktion 
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